
e
t

T

et

2

5

r 72

ög

1 in
(Thalia
tenAus-
ir 18. 10.
Abend.

ſie

olksſtimme
Sozialdemokratiſches Organ für den Regierungsbezirk Merſeburg.

Die „Volksſtimme“ erſcheint täglich abends (mit Ausnahme der Sonn und Feſttage). Verantwort-

l Provinzielles Reinh. Dreſcher, für die JnſerateRuvolf Kochanski, Halle, für den übrigen Jnhalt Otto Pollender, Leipzig. Verl. der Volks Die irre onelzeile 20 Pfenni
licher Redakteur für den Teil Lokales und

Bozugspreis: Monatlich 1 Mart, beim Abholen von der Expedition 90 Pfennig. Bei den Poſt
anſtalten vierteljährl. 2.70 M. ohne Beſtellgeld. Einzelne Nummern 10 Pf. Jnſertionsgebühr:

r v. auswärts 25 Pfennig, im Reklameteil Zeile 75 Pfennig,.ſtimme G. m. b. H., Halle, Große Ulrichſtraße 27. Druck Freie Preſſe G. m. b. H., Leipzig, Königſtr. 5. Verlag u. Expedition: Halle, Große Ulrichſtraße 27. Fernſpr. 5407. Zeitungspreisliſte Seite 411.
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c 7 Der ſächſiſche König abgedankt!

Dem Vereinigten revolutionären Arbeiter und
Soldatenrat in Groß- Dresden ging ſoeben folgendes
Schreiben zu:

Dresden, 13. November 1918.
An den Arbeiter und Soldatenrat,

Dresden, Ständehaus.
Auf die heute früh mündlich an Seine Exzellenz

den Herrn Finanzminiſter gerichtete Anfrage teile ich
mit, daß Seine Majeſtät der König auf den Thron
verzichtet hat. Gleichzeitig hat Seine Majeſtät alle
Offiziere, Beamten, Geiſtlichen und Lehrer von dem
ihm geleiſteten Treueid entbunden und ſie ge
beten, im Jntereſſe des Vaterlandes auch unter den
veränderten Verhältniſſen ihren Dienſt weiter zu tun.

Der Miniſrer des Jnnern. Dr. Koch.

Als der letzten einer hat nun auch Friedrich Auguſt den
neuen Verhältniſſen weichen müſſen. Es hat ſich wohl kein
Fürſt während des Krieges ſo mißliebig gemacht, wie er.
Wir möchten heute nur daran erinnern, daß die ſozialdemo-
kratiſche Fraktion im Landtage wiederholt gegen die mit der
Vaterlandspartei gewechſelten Telegramme Friedrich Auguſts,
die von den Miniſtern Vitzthum und Dr. Beck ausdrücklich
gebilligt und verteidigt wurden, zu proteſtieren ſich ge

Erklärung der deutſ chen

WaffenſtillſtandsDeputation.
Verlin, 13. November. Die deutſchen Bevollmächtigten

haben bei der Unterzeichnung des Waffenſtillſtandes nachfolgende
Erklärung abgegeben:

Die deutſche Regierung wird ſelbſtverſtändlich beſtrebt ſein, mit
allen Kräften für die Durchführung der auferlegten Verpflichtungen
Sorge zu tragen. Die unterzeichneten Bevollmächtigten erkennen
an, daß in einigen Punkten auf ihre Anregung Entgegenkommen
gezeigt worden iſt. (Es folgt Bezugnahme auf den am 9. und
10. November ſtattgehabten Austauſch von Schriftſtücken zwiſchen

yentzyen Waffenſtillftandsbevollmächtigten und Marſchall
och.

Sie dürfen aber keinen Zweifel darüber laſſen, daß insbeſondere
die Kürze der Räumungsfriſt ſowie die Abgabe nnentbehrlicher
Transportmittel einen Zuſtand herbeizuführen drohen, der ohne
Verſchulden der deutſchen Regierung und des deutſchen Volkes die
weitere Erfüllung der Bedingungen unmöglich machen wird.

Die unterzeichneten Bevollmächtigten erachten es ferner für
ihre Pflicht, unter Berufung auf ihre wiederholten mündlichen und
ſchriftlichen Erklärungen noch einmal mit allem Nachdruck darauf
hinzuweiſen, daß die Durchführung dieſes Abkommens das deutſche
Volk in Anarchie und Hungersnrt ſtürzen muß. Nach den Kund-
gebhungen, die den Waffenſtillſtand eingeleitet haben, mußten Be
dingungen erwartet werden, die bei voller militäriſcher Sicherungunſerer Gegner die Qualen der am Kampfe Unbeteiligten, der
Frauen und Kinder, beendet hätten.

Das deutſche Volk, das 50 Monate ſtandgehalten hat gegen eine
Welt von Feinden, wird ungeachtet jeder Gewalt ſeine Freiheit und
Einheit wahren.

Ein Voll von 70 Millionen leibet, aber es ſtirbt nicht.

Erzberger, Graf Oberndorff, von Winterfeld,
Vanſelow.

An die Bevölkerung
der zu beſetzenden Gebiete.

Wir erſuchen dringend, auf die Bevölkerung einzuwirken, daß
ſie ruhig an ihrem Wohnſitz bleibt und nicht aus Furcht vor feind
licher Beſetzung flieht. Die Ernährungslage verbietet es, jetzt
größere Bevölkerungsverſchiebungen vorzunehmen, da die Zu
ziehenden in den anderen Kommunalverbönden nicht mitverſorgt
werden können. Flüchtende würden daher dem größten Elend
entgegengehen.

Die Reichsleitung: Ebert, Haaſe.

Warnung.
Verwaltung des öffentlichen Verkehrsweſens eingegriffen.

der Waffenſtillſtandsbedingungen, Rückbeförderung der Truppen,
Ernährung des Volkes und des Heeres iſt ein ungehinderter
VBang der Eiſenbahnverwaltung erforderlich. Jede Einmiſchung
von außen, auch wenn er in beſter Abſicht geſchieht, kann unabſeh
bares Unheil ſtiften. Werden Mißbräuche feſtgeſtellt, fo wende man
ſich an den Voſfsbeauftragten Dittmann, dem die Aufſicht über
das Serkehrsweſen übertragen iſt; aber man hüte ſich, die einzel-
nen Vahnbehörden eder gar das Eiſenbahnminiſterium durch un
mittelbare Anordnungen in der Arbeit lahmzulegen. Wer das tut,
leiſtet der Sache des Volkes und der Freiheit einen Bärendienſt. Vertrauen der Arbeiter und Soldatenräte, die Geſchäfte.

ſieht ihr erſte Aufgabe darin, im engen Zuſammenhang mit der Terror im Lande.Der Rat der Volk2beauftragten: Ebert. Haaſe.
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Andie Arbeiter und Soldatenräte!
Jn Berlin iſt ein Reichsamt für die wirtſchaftliche Demobil-

machung (Demobilmachungsamt) von dem Rat der Volksbeauftrag-
ten und dem Arbeiter- und Soldatenrat errichtet worden. Jhre erſte
Aufgabe iſt, unſeren aus dem Felde heimkehrenden Brüdern auf
dem Weg zur Heimat und zur früheren Arbeitsſtätte helfend zur
Seite zu ſtehen und den aus der Rüſtungsinduſtrie freiwerdenden
Arbeitern, Arbeiterinnen und Angeſtellten eine andere Arbeitsge-
legenheit zu ſchaffen.

Arbeiter- und Soldatenräte! Helft der Zentralſtelle! Jhre
Arbeit iſt für den Beſtand unſeres Volkslebens entſcheidend. Haltet
Euch an die von der Zentralſtelle eingerichteten Demobilmachungs-
organe, Demobilmachungskommiſſare in den Regierungsbezirken und
Demobilmachungsausſchüſſe in den Stadt und Landkreiſen. Die
bisherigen Beſchlagnahmen von Rohſtoffen müſſen zunächſt beſtehen
bleiben. Neue Beſchlagnahmen durch die Arbeiter- und Soldaten-
räte dürfen nicht ſtattfinden, ſonſt iſt Verwirrung unvermeidlich
und der Arbeiter kann nicht arbeiten.

Jn der Landwirtſchaft ſind alle Beſitzer verpflichtet und bereit,
ihre früheren Arbeiter, Arbeiterinnen und Angeſtellten wieder auf-
zunehmen, ebenſo in den gewerblichen Betrieben, Jnduſtrie und
Handwerk, ſoweit Rohſtoffe und Betriebsmittel vorhanden ſind. Wo
die Aufnahme unmöglich iſt, werden die Demobilmachungsorgane
durch Notſtandsarbeiten helfen.

Wer arbeiten will, ſoll Arbeit und auskömmlichen Lohn er
halten. Für alle, welche keinen Erwerb finden, wird der Staat
ſorgen. Die u Geldmittel werden zur Verfügung geſtellt wer
den. Die Erwerbsloſenfürſorge iſt geſichert. Nur bei ungeſtörter
Arbeit der Demobilmachungsorgane kann es gelingen, allen heim-
kehrenden und in der Rüſtungsinduſtrie nicht mehr zu beſchäftigen-
den Arbeitern, Arbeiterinnen und Angeſtellten Arbeit zu ſchaffen.
Die werktätige Arbeit aller aber iſt die Vorgusſetzung jeder neuen
politiſchen ünd ſozialen Organiſation des Volkes. Wer die ordent-
liche Beſchaffung von Arbeit ſtört, wer die ruhige Demobiliſation
hindert und wer die Arbeitsverbindung zwiſchen Front und Heimat
untergräbt, verſündigt ſich deshalb aufs ſchwerſte am Volke. Jeder
folge daher in Ruhe und Ordnung den notwendigen Demobiliſa-
tionsvorſchriften.

Berlin, 12. November. Verlängerte Hedemannſtraße 10.
Ebert. Haaſe. Koeth,.
Bekanntmachung

des Demobilmachungsamts.
Alle von deutſchen Kriegsminiſterien, Stellv. Generalkom-

mandos, Gouvernements und Kommandanturen erlaſſenen Be-
kanntmachungen über die Regelung kriegs wirtſchaftlicher Verhält
niſſe (4z. B. Veſchlagnahmen, Höchſtpreiserlaſſe uſw.) bleiben im
Intereſſe der wirtſchaftlichen Demobilmachung zunächſt in Kraft.
Jhre Abänderung und Aufhebung, ſowie die nötigen allgemeinen
Ausnahmen werden unverzüglich vom Demobilmachungsamt, Berlin,
Verl. Hedemannſtraße 10 oder in ſeinem Auftrag erlaſſen werden.
Die Kriegsrohſtoffabteilunsg bleibt beſtehen und handelt
im Auftrage des Demobilmachungsamtes.

Reichsdemobilmachungsamt: Koeth.

Gegen Eingriffe
in die Kommunalverwaltungen.

Berlin, 13. November. Die preußiſche Regierung
(gez. Hirſch und Skroebeſ) richtete an alle Oberpräſidenten und Re
gierungspräſidenten folgendes Telegramm:

Jn einer Reihe von Stadtgeme nden wurden Stadtverordnete,
Stadtverordnetenverſammlung und Deputationen aufgehoben und
an ihre Stelle für die Gemeindeverwaltung die zur Durchführung
der Revolution gebildeten Organe geſetzt. Ein derartiges Vor
gehen widerſpricht den grundlegenden Erlaſſen der neuen Zentral-
organe in Reich und Staat. Es gefährdet aufs höchſte den ruhigen
Fortgang der Volksernährung, der Unterſtützung bedürftiger Fami-
lien, der Krankenfürſorge und aller ſonſtigen kommunalen Auf-
gaben. Selbſtverſtändlich können grundlegende Aenderungen in
den Organiſationen einzelner Gemeindeserwaltungen nur infolge
einheitlichen geſetzgeberiſchen Vorgehens erfolgen. Nahdem geſtern
der Rat der Volksbeauftragten ein beſtimmtes Programm für die
Wahlen zu den öffentlichen Körperſchaften vorgeſehen hat, bleibt
bis zu deſſen Durchführung die bisherige Organiſation in allen
Stadtgemeinden und ſonſtigen Kommunalverbänden beſtehen.

Ein Aufruf der neuen preußiſchen
Regierung.

Berlin, 13. November. Jn einem Aufruf der neuen preußi-
ſchen Regierung an das preußiſche Volk heiß es:In den letzten Tagen wurde wiederholt in den Vetrieb 27

s wird
dringend gewarnt, ſolche Eingriffe zu wiederholen. Zur Löſung r
der ſchweren Aufgaben, die dem Volke geſtellt ſind Durchführung einen völlig

Die Aufgabe der neuen preußiſchen Landes:
alte, von Grund auf reaktionäre Preuf

demokratiſchen BVerſtandteil der einheitlich
republik zu verwandeln.

Ueber die zukünftigen Staglseinrichtungen Preußens,
Beziehungen zum Reich, zu den anderen deutſchen Stagten und
zum Auslande wird eine verſaſſunggebende Verſammlung ent-
ſcheiden; ihre Wahl erfolgt auf Grundlage des gleichen Wahlrechts
für alle Männer und Frauen und nach dem Verhältniswablſyſtem.

Bis zum Zuſammentritt dieſer verfaſſungget
lung übernimmt die vorläufige Regierung. die getragen iſt vom
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neuen Reichsleitung für Ordnung und Sicherheit im Lande und
für die Volksernährung zu ſorgen.

Alle Beamten, die ſich der neuen Regierung zur Verfügung
ſtellen, ſind ausdrücklich in ihren Rechten beſtätigt und auf ihre
Pflichten hingewieſen.

Von den zahlreichen Aufgaben, vor die ſich das neue freie
Preußen jetzt und in der Zukunft geſtellt ſieht, ſeien u. a. hervor
gehoben:

Die Schaffung der Einheitsſchule, Befreiung der Schule von
jeglicher kirchlicher Bevormundung, Trennung von Staat und
Kirche, völlig gleiches Wahlrecht beider Geſchlechter für alle Ge-
meindevertretungen in Stadt und Land, entſprechende demokratiſche
Umgeſtaltung der Kreis- und Provinzialverwaltungskörper.

Raſcheſter Aufbau und Entwicklung aller Verkehrsmittel, insa
beſondere der Eiſenbahnen und Kanäle.

Hebung und Moderniſierung von Induſtrie und Landwirt«
ſchaft, Vergeſellſchaftung der dazu geeigneten induſtriellen und land
wirtſchaftlichen Großbetriebe.

Umgeſtaltung der Rechtspflege und des Strafvollzugs im Geiſte
der Demokratie und des Sozialismus, Reformen des geſamten
Steuerweſens nach den Grundſätzen ſtrengſter ſozialer Gerech-
tigkeit.

Das preußiſche Kronfideikommiß
vermögen beſchlagnahmt!

Die preußiſche Regierung erläßt folgende Bekannt-
machung, betreffend Beſchlagnahme des preußiſchen Kronfidkri
kommißvermögens:-

Sämtliche zum preußiſchen Kronfideikommißvermögen ge
hörigen Gegenſtände werden hierdurch mit Beſchlag belegt.

Die Verwaltung wird dem preußiſchen Finanzminiſterium
übertragen.

Das nicht zum Kronfideikemmißvermögen gehörige, im Sonder-
eigentum des Königs und der königlichen Familie ſtehende Ver-
mögen wird hierdurch nicht berührt.
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Berlin, 13. November. Die Arbeiter- und Soldatenräte werden
erſucht, zu veranlaſſen, daß den Kriegs gefangenen mitgeteilt
werde, daß die Regierung dafür ſorgen wird, daß die im Jnlande
befindlichen Kriegsgefangenen, die nicht die Abſicht haben, hier zu
bleiben, die Gelegenheit erhalten, nach dem Friedensſchluß ohne
Verzögerung in die Heimat zurückzukehren.

Die Bildung der roten Garde
eingeſtellt.

Jn Erwägung, daß die Bildung einer beſonderen Roten Garde
in Zivilkleidung außerhalb der beſtehenden Truppenkörper bei denSoldaten der Seruner Garniſon den Glauben erweckt hat, daß in
dieſer Neuformierung ein Mißtrauen in die revolutionäre Zuver-
läſſigkeit der Truppen ausgedrückt ſei, während anderſeits die
Truppen in einſtimmigem Beſchluß ihrer Vertreter im Arbeiter-
und Soldatenrat ſich bereit erklärt haben, jederzeit auf Anordnung
des Vollzugsrates des Arbeiter- und Soldatenrates zur Verteidigung
der revolutionären Errungenſchaften und zur Befeſtigung der ſozia-
liſtiſchen Republik Blut und Leben zu laſſen, beſchloß der Voll
zugsrat:

Die Bildung einer roten Garde iſt vorläufig einzuſtellen.
Der Vollzugsrat des Arbeiter- und Soldatenrates.

Richard Müller. Molkenbuhr.

Gegen Eingriffe in die Lebens-
mittel-Verſorgung.

Die Aufrechterhaltung der Volksernährung erfordert unbedingt,
daß keinerlei Eingriffe in die öffentlich bewirtſchafteten Lebens-
mittel durch unbefugte Stellen vorgenommen werden. Verfügungen
von Arbeiter- und Soldatenräten über Beſtände an Mehl, Ge-
treide und anderen Lebensmitteln; die der Reichsgetreideſtelle,
einer anderen Lebensmittelſtelle oder einem Kommunalverband ge
hören, müſſen daber unbedingt unterbleiben und, ſo weit ſie ge
troffen ſind, ſofort rückgängig gemacht werden.

Die Reichsleitung. Ebert. Haaſe.

Eine ſtürmiſche Soldaten-
verſammlung in Berlin gegen links-

ſozialiſtiſche Sonderbeſtrebungen.
Der Vollzugsrat des Arbeiter und Soldatenrates in Berlin hatte am

Mittwoch eine Soldetervertemmlung zuſammenberufen, die ſich mit den
Funktlonen der Soldoterräte beſchäftigen ſollte. Den Mittelpunkt der
Verhandlungen bildete aber ein Aufruf des Vollzugsausſchuſſes, in dem
es heiſt, daß die Revolution der Sicherung bedürfe und deshalb 2000
ſonieliftäich geichulte und politiſch organiſierte Genoſſen und Arbeiter
mit militäriſcher Ausbildung den Schutz der Revolution übernehmen
ſolle. Ausdrücklich wurde geſagt, daß die Mitglieder dieſer Garde
einer der beiden ſozieldemokratiſchen Parteien und einer Gewerkſ
angehören und militöriſch ausgebildet ſein müßten. Die Soldaten
auch die Bevölkerung haben dieſen Aufruf mit großem Mißtrauen auſ
gerommen, ſie vermuten in der neuen Gründung die Bildung einer

Roten Garde. Ein Matrofe ſagte, die Morine werde mit dem Land
herre für Freiheit und Ordnung ſorgen, ſie wollte aber keines

Gegen dieſe mit ſtürmiſcher Zuſtimmung u
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beitenden ſein werden.“

Rwur

iommene Aeußerung konnte ein Mitglied des Vollzugsausſchuffes,
die Bedenken zu zerſtreuen ſuchte, nicht aufkommen. Auf den Zwi-

nruf, warum man in Berlin 2000 Rotgardiſten brauche, antwortete
r Redner, es würden zum Niederſchlagen der Gegenrevolution Män-

ner gebraucht, auf die ſich die Revolution verlaſſen könne. Wir hätten
auch die Aufgabe, die Revolution nach England und Frankreich zu

Dieſe Ausführungen ſtießen indeſſen auf ſtürmiſchen Wider
Faſt alle Redner verlangten die Zurücknahme des Aufrufs. Das

är wolle nicht, daß jetzt Parteileute den Schutz übernehmen. Die
ge Regierung dürfe nur ein Proviſorium ſein. Darauf wurde fol

gender Antrag eingebracht:
Die durch ihre gewählten Soldatenräte vertretenen Garniſonen

GroßBerlins werden die Bewegungen der Arbeiter ſolange mit Miß
trauen als die Regierung, zu deren Schutz ſie dienen ſoll,
ſich nicht ausdrücklich zur Einberufung der Nakionalverſammlung als
die alleinige Grundlage der zu gebenden Verfaſſung bereit erklärt.

Dieſer Antrag wurde mit großer Mehrheit angenommen. Es
rde weiter beſchloſſen, daß die Bildung der Roten Garde vom Ar-

iter- und Soldatenrat ſofort zur ück genommen werden müſſe, und
ß die Waffen dieſer 2000 Mann an einem beſtimmten Punkt nie-

derzulegen ſeien. Eine Abordnung von drei Soldaten wurde an
den Vollzugsrat abgeſandt, um die ſofortige Zurücknahme der Bildung
einer Roten Garde durchzufetzen. Alle Redner betonten unter ſtürmi-

Beifall, daß die Soldaten es ablehnen, die Geſchäfle der Sparkag-
pe oder der Ungbhängigen zu beſorgen. Sie ſtänden Mann für

r hinfer der neuen Regierung, und wenn dieſe Schuß brauche, wäre
e geſamle Groß Berliner Garniſon zu ihrer vollen Verfügung. Aber

deshalb ſei eine Role Garde überflüſſig und gefährlich.
Die Beratungen ſollen heute Donnerstag fortgeſetzt werden. Jn-

zwiſchen wird gemeldet, daß der Vollzugsausſchuß des Arbeiter und
datenrates beſchloſſen hat die Bildung einer Roten Garde vor

äufig ein zuſtellen, da die Truppen ſich bereit erklärt haben,
rzeit zur Verteidigung der revolutionären Errungenſchaften und zur

efeſtigung der ſozialiſtiſchen Republik ihr Leben einzufetzen.
Wir wollen hier nicht unterſuchen, ob die gegen die geplante Rote

Garde erhobenen Bedenken begründet ſind, da ja ausdrücklich geſagt
wird, daß die Mitglieder dieſer Garde einer der beiden ſozialdemokra-
tiſchen Parteien angehören und auch gerverkſchaftlich organiſiert ſein
ſollen. Aber immerhin iſt es zu begrüßen. daß ſich die Soldaten gegen
alle Parteitreibereien und beſonders dagegen wenden, die Geſchäfte der

rtakusleute und Unabhängigen beſorgen zu ſollen, und daß
weiterhin entſchieden die Einberufung der Nationalverſammlung

rdern. Das iſt der Standpunkt der Demokratie, der entſchieden unter
tzt werden muß. Nur durch die Demokratie kann die Revo-

lution geſchützt und die Freiheit geſichert werden.

Die franzöſiſchen Sozialiſten und
Republik Deutſchland.

Die franzöſiſche ſozialiſtiſche Partei und der allgemeine
r haben eine große Verſammlung abgehalten,

m die deutſche Revolution zu begrüßen. Die Verſammlung
nahm einſtimmig folgende Entſchließung an: Die im Syndi-
katsgebäude verſammelten Arbeiter des Departements Seine
begrüßen die Revolution, die als Folge der Niederwerfung
des Militarismus den Thron ſtürzte und die Privilegien
in Mitteleuropa abgeſchafft hat. Wie Bebel und Lieb-
knecht 1871, nach dem Sturz Napoleons, verlangen heute
die Parteien der Arbeiter einen ehrenvollen Frieden, einen
Rechtsfrieden und einen republikaniſchen Frieden für die
deutſche Republik.

Die ſozialiſtiſche Republik.
Die erſten Geſetzgebungsakte der Regierung der Volks-

beauftragten liegen überwiegend auf rein politiſchem Gebiet.
Belagerungszuſtand und Zenſur werden aufgehoben. Das
Vereins- und Verſammlungsrecht wird wiederhergeſtellt.
Aber nicht nur wiederhergeſtellt. Die Meinungsäußerung
in Wort und Schrift wird grundſätzlich für vollkommen frei
erklärt und für alle politiſchen Straftaten reſtlos Amneſtie
ewährt. Mit der Zenſur zugleich wird auch die früher imFrieden herrſchende Theaterzenſur beſeitigt.

Aber die rein ſozialiſtiſche Regierung, die jetzt Deutſch
land leitet, hat ſich nicht mit dieſen politiſchen Reformen be-
gnügt, ſondern iſt tatkräftig auf das ſoziale Gebiet hinüber-
gegangen. Die Geſindeordnungen und die Ausnahmegeſetze
gegen Landarbeiter ſind außer Kraft geſetzt, der vaterländiſche
Hilfsdienſt wird aufgehoben, abgeſehen von den Beſtim-
mungen über Arbeiterausſchüſſe, Angeſtelltenausſchüſſe und
Schlichtung von Streitigkeiten, und die während des Krieges
außer Kraft geſetzten Arbeiterſchutzbeſtimmungen werden wie-
der hergeſtellt. Während dieſe Beſtimmungen ſofort Rechts-
kraft erhalten, wird für eine Friſt von wenigen Wochen die
Durchführung des achtſtündigen Maximalarbeitstages ange-
kündigt. Die Vorlage über die Erwerbsloſenunterſtützung
iſt fertiggeſtellt, Wohnungsnot, Nahrungsmittelnot und alle
anderen ſozialen Schäden ſollen energiſch bekämpft werden.

Jn dieſen Beſtimmungen tritt deutlich zutage, daß die
neue Volksrepublik ſozialiſtiſchen Charakter tragen muß und
tragen wird. Der Zweifel daran, daß die Sozialdemokratie
hierzu entſchloſſen ſei, hatte die Einigung der beiden ſozia-
liſtiſchen Parteien zur Uebernahme der Regierungsgewalt er-
ſchwert. Aber dieſer Zweifel war vollkommen unbegründet.
Schon vor der deutſchen Revolution, als die Sozialdemokratie
noch in langſamem Bohren der Demokratie zum Durchbruch
zu verhelfen ſuchte, ſchrieb Otto Bauer in der Wiener Ar-
beiterzeitung vom 16. Oktober über die vorausſichtlichen Fol-
gen der Demokratiſierung Deutſchlands.

„Der Sieg der deutſchen Demokratie wird der Sieg des deut-
ſchen Proletariats, der Sieg des deutſchen Sozialismus ſein. Kein
Land der Welt iſt für den Sozialismus ſo reif wie Deutſchland.
Jn Rußland, wo ein junges Proletariat mit heldenhaftem Un-
geſtüm den Verſuch unternimmt, eine ſoziale Geſellſchaft aufzu-
richten, bildet die Arbeiterklaſſe nur ein Zehntel der Bevölkerung;
in Deutſchland gehören zum Proletariat zwei Drittel der Nation.“

Unter dem 10. November beſtätigt die Wiener Arbeiter-
zeitung, daß dieſe Vorherſage Erfüllung gefunden hat:

„Jſt Deutſchland frei, ſo fällt dem Proletariat die Herrſchaft
in Deutſchland zu. Der Sieg der Republik iſt in dem hochindu-
ſtriellen Lande der Sieg des Proletariats. Und der Sieg des Pro-
etariats iſt der Sieg des Sozialismus. Die deutſche Republik
wird eine ſozialiſtiſche Republik ſein. Dort, in dem hochinduſtriellen
Lande, mit ſeiner proletariſchen Bevölkerungsmehrheit, mit ſeiner
unvergleichlichen Volksbildung, mit ſeiner ſtraff zentraliſierten und

t S Jnduſtrie, wird gelingen, was in dem agrariſchen
ußland, mit ſeiner bäuerlichen Bevölkerungsmehrheit und ſeiner

kleinen und rückſtändigen Induſtrie nicht gelingen konnte: ein ſozia-
lſtiſches „Gemeinweſen aufzubauen, in dem die Arbeitsmittel das
Semeineigentum der Volksgeſamtheit, der Geſamtheit aller Ar-

Dies iſt das Ziel, welches die ſozialiſtiſche Regierung
Deutſchlands ſich vorgeſetzt hat, und die Volksabſtimmung bei
den Wahlen zur Konſtituante muß ihr die Vollmacht geben,

hie Seſchetdenden Schritte zur Sozialiſierung der Produktion
u tun.

Wider den Bolſchewismus!
Ablehnung des Bolſchewismus überall! Eine ebenſo auf

r wie merkwürdige Erſcheinung. Vor einigen Tagen
bei uns die Meldung verbreitet, daß die Entente mit
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einem bolſchewiſtiſchen Deutſchland keinen Frieden ſchließen
werde. Das Berner Tagblatt berichtete ſodann, daß umfaſſende
militäriſche Maßnahmen der Entente gegen den Bolſchewis-
mus bevorſtehen. Amerika habe bereits Oeſterreich vor kurzem
wiſſen laſſen, daß die Entente entſprechende Maßregeln er-
greifen werde, um den Ausbruch einer bolſchewiſtiſchen Be
wegung in Oeſterreich und Deutſchland zu verhindern. Es
verlautet, daß ſich Kräfte der Entente nach Ueberwindung der
Zentralmächte gegen den Bolſchewismus, wo immer er auf-
trete, wenden und durch Zerſtörung ſeiner Herde im Oſten
die Weſtmächte ſelbſt vor dem Uebergreifen der Bewegung
auf ihre eigenen Gebiete ſchützen werden. Nach einer anderen
Meldung desſelben Blattes wäre auch eine militäriſche Jnter-
vention der Weſtmächte gegenüber der Schweiz zu erwarten,
nachdem aus der Schweiz die bolſchewiſtiſchen Beſtrebungen
an Umfang zunehmen und damit zugleich auch deren Unab-
hängigkeit gefährden. Die Entente ſei entſchloſſen, auch in
neutralen Ländern einzumarſchieren, um den Bolſchewis-
mus niederzukämpfen. Man darf es den „demokratiſchen“
Weſtmächten und den Vereinigten Staaten ſchon zutrauen,
daß ſie mit allen Mitteln verſuchen werden, den Bolſchewis
mus zu erdroſſeln, um den Kapitalismus zu retten.
So wie der Frieden, den uns die „demokratiſchen“
Feinde bringen werden, mit Recht und Gerechtigkeit nichts,
dafür aber alles mit Gewalt und Diktatur zu tun haben wird,
ſo wird auch die Freiheit, die ſie uns zugedacht haben, eine
zweifelhafte Sache ſein. Aus leitenden Kreiſen Waſhingtons
wurde berichtet, daß dort die Abſicht beſtehe, die neue deutſche
Regierung unter Ebert tatkräſtig zu unterſtützen. Auch dieſe
Meldung iſt offenbar gegen den Bolſchewismus gerichtet. Vom
kapitaliſtiſchen Standpunkte der weſtlichen „Demokratien“ ſind
dieſe Beſtrebungen, wie geſagt, begreiflich.

Bemerkenswerter aber noch als dieſe Beſtrebungen der
kapitaliſtiſchen Demokratien des Weſtens ſind die Abſagen, die
bei uns an die Adreſſe des Bolſchewismus gerichtet werden.
So beſchäftigt nach- einer Meldung aus München der Ge-
danke des Bolſchewismus, den man fürchtet, dort die weiteſten
Kreiſe. Jn einer Unterredung, die der Korreſpondent des
Berliner Tageblattes mit dem Miniſterpräſidenten Kurt
Eis ner hatte, kam dieſer auf den Volſchewismus zu ſprechen.
Eisner haßt und verachtet nach ſeiner Ueberzeugung den
Bolſchewismus. Eisner ſagte, er ſei überzeugt, daß alle ſeine
Geſinnungsgenoſſen, die jetzt in Berlin die Macht in die Hände
genommen haben, in der Verurteilung des Bolſche-
wismus der gleichen Meinung wären wie er. Dieſes Be
kenntnis verdient doppelt und dreifach unterſtrichen zu wer
den. Daß es nur ein Bekenntnis gegen die ententiſtiſche Reak-
tion gegen den Bolſchewismus ſei, iſt nicht wohl anzunehmen.
Man muß vielmehr annehmen, daß die, heutigen Machthaber,
ſoweit ſie der unabhängigen Sozialdemokratie angehören, zu
der Erkenntnis gekommen ſind, daß mit dem Bolſchewismus
nichts auszurichten iſt, daß der Bolſchewismus vielmehr bei
uns ebenſo wie in Rußland zum Zerfall jed er politiſchen und
wirtſchaftlichen Ordnung führen m u ß.

Bolſchewismus iſt kein einheitlicher Begriff. Bolſchewis-
mus iſt nicht Sozialismus ſchlechthin. Der Bolſchewismus
iſt in Rußland eine Richtung des Sozialismus, von der
es noch nicht einmal feſtſteht, ob er die Mehrheit der Sozia-
liſten repräſentiert. Aber ſelbſt wenn dies der Fall wäre, iſt
er gegenüber dem geſamten übrigen Parteileben nur eine
Minderheit. Und dieſe Minderheit kann ſich gegenüber
der Mehrheit nur durch den äußerſten Terror erhalten. Eine
ſolche Schreckensherrſchaft kann nicht von Dauer ſein. Jn
Rußland hat er aber ſein erſtes Lebensjahr ſchon überdauert.
Jn dieſem einen Jahre iſt das ruſſiſche Wirtſchaftsleben von
Grund aus vernichtet worden. Unter ſolchen Verhältniſſen
iſt der ordnungsmäßige Aufbau einer ſozialiſtiſchen Wirt-
ſchaftsordnung völlig ausſichtslos. Das iſt tief bedauerlich.
Für uns im neuen Deutſchland aber hat er das gute, daß
er uns zeigt, wie wir es nicht machen ſollen.
Die Revolution iſt über uns gekommen als eine mili

täriſche Reaktion gegen den Krieg und den Militarismus.
Daraus erklärt ſich die Bildung von Soldaten und Arbeiter-
räten nach ruſſiſchem Muſter. Aber dieſe Räte können und
dürfen, wenn anders wir nicht zu ruſſiſchen Zuſtänden
kommen wollen, und die Errungenſchaft der Revolution von
Dauer ſein ſoll, nur eine vorübergehende Erſcheinung ſein.
Unſer Ziel iſt die ſozialiſtiſche Wirtſchaftsordnung. Jhre Ver-
wirklichung iſt jedoch nur möglich auf dem Wege der Demo-
kratie. Was wir aber bisher gewonnen haben, iſt nur der
Sturz der alten Herrſchaft. Jetzt gilt es, die Demokratie auf
breiteſter Grundlage in geſicherte Bahnen zu lenken. Die neue
Ordnung im Reiche muß ihre Grundlage finden in einer
von dem freieſtem Wahlrechte für beide Geſchlechter ge-
tragenen geſetzgebenden Verſammlung für das neue Deutſch
land mit Einſchluß Deutſch-Oeſterreichs. Bei dieſer Körper-
ſchaft allein, in der alle Klaſſen und Parteien im Verhältnis
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zu ihrer Stärke vertreten ſein müſſen, kann in Zukunft
alle geſetzgebende Gewalt e Neben dieſer Sewalt ſind
kontrollierende oder gar richtunggebende Körperſchaften un
möglich. Dieſe geſetzgebende Verſammlung wird zunächſt
die demokratiſche Verfaſſung feſtzuſtellen haben. Und erſt
dann wird an die Umbildung der Wirtſchaftsordnung in ein
ſogzialiſtiſches Gemeinweſen herangetreten werden können.
Dieſer Umbildungsprozeß wird nicht ſo einfach ſein wie der
durch die Revolution herbeigeführte Umſturz der alten Staats
ordnung. Er wird vielmehr nur in langwieriger und zäher
Arbeit allmählich durchgeführt werden können. Je der andere
Weg oder auch nur jedes Ab weichen von dieſem Weg muß
unfehlbar zum Zuſammenbruch, zu Anarchie und Bolſchewis
mus führen. Das haben ſchließlich auch die Unabhängigen
erkannt, wie ihre Zuſammenarbeit mit den Mehrheitsſozia-
liſten in der Berliner Zentralregierung und auch die Leipziger
Volkszeitung in ihrem Artikel Ernſte Lage klärlich zeigt. Jn
Leipzig zwar herrſcht im Gegenſatz zu dieſer Erkenntnis die
Diktatur der Unabhängigen. Dieſe Diktatur wird aber den
Anordnungen der geſetzgebenden Zentralgewalt weichen
müſſen. Dann wird auch bei uns nicht nur die alte ſozial
demokratiſche Taktik zum Siege gelangt, ſondern auch die
Partei in Leipzig zu ihrem Rechte gekommen ſein.

Wird die neue Ordnung in der angegebenen demokra-
tiſchen Weiſe durchgeführt, dann iſt auch den ſogenannten
Demokratien des Weſtens jede Grundlage zu einem Ein
ſchreiten gegen den Bolſchewismus in Deutſchland der Boden

entzogen. R. J.Troelſtra gegen den Bolſchewismus.
Das Berliner Tageblatt läßt ſich aus dem Haag melden: Die

holländiſchen Sozialiſtenführer bemühen ſich, die auch hier in Hol-
land einſetzende revolutionäre Bewegung in ruhige Bahnen zu
lenken. So hat der Sozialiſtenführer Troelſtra in einer Rede
in Rotterdam folgendes geſagt: Man iſt nicht verſammelt, um
Forderungen zu ſtellen, ſondern zur Beſprechung des großen Pro-
blems, daß auch hier die Macht in die Hände der Arbeiter gelegt
wird. Die deutſchen Ereigniſſe bedeuten den Untergang des alten
und das Emporblühen des neuen Regimes. Was werden die hol-
ländiſchen Arbeiter dazu tun? Bleiben ſie wie und was ſie waren
oder bleiben ſie auf ihren Rechten beſtehen? Der alte Geiſt muß
aus der Wirtſchaftsverwaltung verſchwinden, wie der Jmperalis-
mus und der Militarismus. Die herrſchende Klaſſe hat, wie der
wachſende Ungehorſam der Soldaten beweiſt, die Stützen ihrer
Macht verloren. Die Revolution iſt da, nur bleibt die Frage, in
welcher Richtung ſie ſich entwickeln wird. Es darf nicht die ruſſiſche
Richtung ſein, die gegen den Geiſt des ruſſiſchen Volkes verftößt.
Holland ſoll keine Nachahmung des ruſſiſchen Bolſchewismus liefern.
Die Arbeiterklaſſe muß ſich auf politiſcher und revolutionärer Macht
konſtituieren. Aber dies muß durch eine wohl organiſierte Be
wegung geſchehen. Ein anderer Redner wies auf Deutſchland hin,
wo Mehrheits- und Minderheitsparteien nicht gegeneinonder
kämpfen, ſondern einheitlich für die Arbeiterklaſſen.

Politiſche Ueberſicht.
Deutſches Reich.

Die Antwort Brantings.
Auf das Telegramm der beiden ſozialdemokratiſchen Parteivorſtände

an Branting wegen der für die deutſche Volksernährung unerträg-
lichen Waffenſtillſtandsbedingungen hat Branting dem Parteivorſtand
folgende Drahtantwort geſandt: „Hatte ſofort gegen fortgeſetzte Hunger-

Habe heute im Socialdemokraten noch mehr Not
wendigkeit der Linderung der ökonomiſchen Waffenſtillſtandsbedingungen
hervorgehoben. Werde ſofort möglichſtes tun, die Proteſte der neutra-
len Organiſationen zu entſcheidenden Stellen weiterzubringen und ſelbſt
verſtändlich auch mit engliſchen und franzöſiſchen Genoſſen Verbindung

ſuchen. ſte Parteigrüße Branting.“
Reichstag und NVationalverſammlung.

Eine Notiz, wonach die auf den 13. November angeſetzte Reichs-
tagsſitzung ausfällt, lenkt unſer Jntereſſe wieder auf dieſe unter
dem Eindruck der Revolution faſt vergeſſene Körperſchaft. Exiſtiert
der bisherige Reichstag noch? Die Frage iſt ſchwer zu beantworten.
Jm allgemeinen iſt eine Revolution ein Akt, durch den die bis-
herigen Organe der ſtaatlichen Willensbildung außer Kraft geſetzt
werden. Nun könnte man allerdings für den Reichstag eine Aus-
nahme befürworten, weil er auf dem gleichen Wahlrecht beruht und
bisher die einzige demokratiſche Einrichtung im Deutſchen Reiche
darſtellte. Aber bei dem gewaltigen Umſchwung, den eine Revolu
tion im denkenden Menſchen hervorruft, hält es ſchwer, den lange
vor der Revolution gewählten Reichstag noch als Ausdruck der
jetzigen Volksmeinung anzuerkennen. Auf der anderen Seite würde
eine einfache Ausſchaltung des Reichstages eine fühlbare Lücke er-
zeugen, weil es alsdann an jeder Vertretung feblt, die den Willen
des geſamten Volkes irgendwie darzuſtellen beanſpruchen darf.

Aus dieſem Zwieſpalt kann die Regierung am beſten heraus-
kommen, wenn ſie den Reichstag auflöſt, aber gleichzeitig ſofort
die Wahlen zur deutſchen Nationalverſammlung ausſchreibt. Dieſe
Wahlen ſind ohnehin von ungeheurer Wichtigkeit. Denn der jetzige
Zuſtand kann nur ein Proviſorium ſein. Mitten in der Revolution
kann natürlich keine Befragung des Volkes ſtattfinden, dazu muß
vielzuſchnell gehandelt werden. Jnfolgedeſſen wird die Regierung ſo
ernannt, wie man glaubt, daß es dem Willen der revolutionären
Maſſen entſpricht. Aber man muß ſich darüber klar ſein, daß das
eben nur ein Notbehelf iſt, der einem geordneten demokratiſchen
Verfahren zu weichen hat, ſobald für dieſes eine Möglichkeit beſteht.

Der unmögliche Reichstag.
Die nationoſliberale Reichstagsfraktion hat eine Erklärung erlaſ-

ſen, in der ſie ſich mit den gegebenen Tatſachen ſo gut wie möglich ab
zufinden ſucht. Sie fordert die Einberufung einer Konſtituante, und
bis dieſe erfolgt, die Mitwirkung des Reichstages an der Regierung.
Daß die konſtituierende Verſammlung möglichſt bald zuſammentritt, iſt
ein Wunſch, den auch die Sozialdemokratie teilt. Der alte Reichstag
aber kann ebenſowenig jetzt an der Geſetzgebung mehr mitwirken wie
das der Bundesrat als Vertretung der einzelſtaatlichen Regierungen
oder die früheren deutſchen Fürſten zu tun vermöchten. Die Revo-
lution hat dieſe alten Gewalten unmöglich gemacht; ſie hat aufs deut
lichſte gezeigt, daß der Reichstag von 1912 nicht im geringſten den
Anſpruch darauf erheben kann, noch als Vertretung des deutſchen
Volkes der richtige Ausdruck des Volkswillens zu ſein. Nur die Revo-
lution kann neue geſetzmäßige Gewalten ſchaffen die alten ſind für
immer dahin.

Die Veuordnung in Preußen.
Wie verlautet, beabſichtigt die neue preußiſche Regierung, ſobald

ſie endgültig konſtituiert iſt, das Abgeordnetenhaus für aufgelöſt und
das Herrenhaus für abgeſchafft zu erklären. Die Güter der Krone ſollen
Nationaleigentum werden.

Die 9. Krkiegsanlekhe.
Berlin, 13. November. Das Ergebnis der 9. Kriegsanleihe be

a nach den bisher vorliegenden Meldungen ohne die zum Um-
uſch gelangten älteren Kriegsanleihen 10 Milliarden 387 Millionenta

Mark. Teilangzeigen ſtehen noch aus, ſo daß ſich der Geſamtbetrag
noch etwas erhöhen dürfte. Jm Hinblick auf die ſchwierigen Ver
hältniſſe, unter denen die Kriegsanleihe aufgeiegt wurde, muß dieſes
Ergebnis, wenngleich es an die Reſultate der vorangegangenen An
leihen erklärlicherweiſe nicht heranrei als höchſt befriedigendbezeichnet werden he cht, doch als höchſt befriedig
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Hie Arbeiterfahrkarten bei der Straßenbahn.
Infolge der r Benutzung der Straßenbahn auch

für Arbeiter, die zu ihrer Arbeitsſtätte fahren, hatte das Gewerkſchafts-
kartell eine Eingabe an den Magiſtrat gerichtet, der eine Reihe Vor

läge zur Verbeſſerung der Arbeiterfahrkarten enthielt. Es wurde
erbilligung, Befeitigung dex Teilſtreckeneinteilung uſw. verlangt.Unterm 6. Kovem r on hat der en geantwortet, daß bei der

augenblicklichen wirtſchaftlichen Lage und der bevorſtehenden großen
Ausgaben, welche die Inſtandſetzung und der Ausbau des Bahnnetzes
bedingen, eine Verbilligung des erſt kürzlich beſchloſſenen Tarifes nicht
angängig iſt. Dem ausgeſprochenen Wunſche nach Schaffung von bil-ligen ndſehntoten für die Arbeiter iſt Rechnung getragen worden.
Dieſe Karten werden verſuchsweiſe eingeführt, ſind gültig an 6 Werk-
tagen einer Kalenderwoche zu Fahrten bis 8 Uhr morgens und koſten
60 Pf. das Stück. Die Karte berechtigt zu einer beliebig langen Fahr
ſtrecke und iſt einmaliges Umſteigen zuläſſig. Jm übrigen gelten die
ab 1. Oktober d. J. beſchloſſenen Beförderungsbeſtimmungen.

Die eingeführten Rückfahrwochenkarten zu 1.60 M. gelten für ſie-
ven Teilſtrecken, das ſind 8750 Meter Länge, gleichbedeutend einer
Strecke von c Trotha bis Buſchdorf. Längere Strecken dürften
bei der hieſigen Anlage des Bahnnetzes von Arbeitern auf Wochenkarten
wohl überhaupt nicht gefahren werden. Die Erfahrung in anderen
Städten hot gezeigt ſo es in der Antwort weiter daß es
unbedingt notwendig iſt, im Intereſſe der Wirtſchaftlichkeit des Bahn-
unternehmens Wochenkarten auf beſtimmte Zeit zu beſchränken. Hier-
von kann nicht abgegangen werden. Entſprechend dem Wunſche des
Gewerkſchaftskartells iſt angeordnet worden, daß vom
11. November an die Wochenkarten durchweg bis 10 Uhr abends gellen
und bjs zu dieſem Zeitpunkt nicht beanſtandet werden dürfen. Arbeiter
wochenkarten können zwiſchen den Endpunkten der abonnierten Fahr
ſtrecken mit beliebiger Straßenbahnlinie i werden, wenn die An-
zahl der Teilſtrecken nicht erhöht wird. Es kann z. B. eine Arbeiter-
wochenkarte, gültig zwiſchen ologiſchen Garten und Hauptbahnhof
über Walhalla-Theater oder über Friedrichſtraße-Hauptpoſt oder über
den Marktplatz benutzt werden. Es iſt auch hier der Wunſch des Ge
werkſchaftskartells durchgeführt. Dagegen dürfen Monatskarteninhaber
nur die abonnierten Teilſtrecken befahren.

Es ſind hier einige Wünſche berückſichtigt worden, im allgemei-
nen aber bleiben die Mängel der Arbeiterfahrkarten beſtehen. Hierzu
gehört vor allem ihr hoher Preis.

Ackervergebung durch den Bund zur Erhaltung und Mehrung
der deutſchen Volkskraft. Es ſind noch eine ganze Reihe von Parzellen
auf den Aeckern am Galgenberg, Giebichenſteiner Flur, Lettin, Saal
anger und Grüner Weg frei. Diejenigen, die Parzellen auf dieſen
Aeckern zu haben wünſchen, werden erſucht, ſich unverzüglich auf der
Geſchäftsſtelle des Bundes zwiſchen 9 und 3 Uhr (Sonnabends 9 bis
1 Uhr) zu melden.

Nähgarn. Jn den Halleſchen Nachrichten wurde in einem „Ein
ſandt“ unter der Spitzmarke „Nähgarnverteilung“ geklagt, daß die
völkerung von Halle von einem Monat zum andern mit der Ver-

teilung von Nähgarn vertröſtet wird. Nach dem Plane der Zentral
ſtelle ſollte das Nähgarn auf Grund von Verteilungsliſten abgegeben
werden, welche die Kommunalverbände bis zum 21. Oktober vorzu-
legen hatten. Das Stadternährungsamt Halle hat die Liſten vor dem
21. Oktober fertiggeſtellt und vorgelegt. Dagegen blieben viele andere
Kommunalverbände im Rückſtande und baten zweimal um eine Ver-
längerung der Friſten. Dieſe wurde von der Zentralſtelle im Intereſſe
der betr. Bevölkerungskreiſe gewährt. Als letzte Friſt wurde der
18. November gefetzt. Eine Verteilung iſt daher nach dieſem Zeitpunkt
zu erwarten. Die Halleſche Bevölkerung leidet mit unter der Verzöge-
rung Vorarbeiten, die in anderen Kommunalverbänden vorgekom-

men iſt. lVeriuſtliſten. Zu den „Deutſchen Verluſtliſten“ erſcheint eine
von der Zentralſtelle für Nachlaßſachen herausgegebene Liſte „Uner

miftelte Heeresangehörige, Nachlaß- und Fundſachen“. Die vom
1. April 1918 ab erſchienenen Liſten und zugehörigen Bildertafeln lie-
gen zur koſtenloſen Einſichtnahme im Zimmer 51 des Polizeiverwal-
tungsgebäudes, Dreyhauptſtraße 4, aus.

Eine Kranken-, Schweſter“. Welchen Haß manche Leute der
neuen Zeit entgegenbringen, davon ein Beiſpiel. Jn der Kgl. Klinik
brachte es ein Frl. Baxmann fertig, die Arbeiterinnen der Waſchküche
am vergangenen Freitag abend in der Waſchküche einzuſchließen, damit
dieſe an keiner Demonſtration teilnehmen ſollten. Für die folgenden
Tage wurde Urlaubsbeſchränkung eingeführt. Dieſe tätliche Abneigung
gegen den „Umſturz“ wurde von dem Fräulein noch mit einer kräftigen
Schimpfkanonade begleitet, auch der Umzug am Sonntag mit einer
ſolchen bedacht. So ſind die Arbeiterinnen alle „falſche Schlangen“, die
der neuen Zeit mehr Verſtändnis entgegenbringen als Fräulein Bax-
mann, Vorſteherin der Waſchküche in der Kgl. Klinik.

Kindesentführung? Seit 12. November d. J. gegen 544 Uhr
nachmittags wird ein einjähriges Kind mit Kinderwagen vermißt, das

in dieſem in der Salzgrafenſtraßze vor einem Laden geſtanden hat. Das
Kind war bekleidet mit rotem Kleid, roter Golfjacke, ſchwarzer W
mütze mit Kornblumen e Der iſt ein gelber Korb
wagen mit Gummirädern, deren linkes Vorderrad ſchadhaft iſt. Jm
Rade befinden neueingeſetzte, angeroſtete Speichen. Jm Wagen
aben ſich ein Oberbett mit rotkoriertem Ueberzug, gez. W. B., ein
cpftiſſen weiß überzogen, ein Unterbettchen und eine weiße Barchent

decke befunden. Wer irgendwelche Angaben über den Verbleib des
Kindes oder des Kinderwagens, oder wer ſonſtige Angaben machen
kann, wird erſucht, dies ſchleunigſt der Kriminalpolizei, Zimmer 38
oder 37, mitzuteilen

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater. Heute Donnerstag „Die Roſe von Stambul“. Frei

tag gelangt die Oper „Die verſunkene Glocke“ von Heinrich Zöllner zur
Erſtaufführung. Jn den Hauptpartien ſind beſchäftigt die Damen Eng-
hardt, Touchy und Böhmer, ſowie die Herren Neudörffer, Erneſti, Barck
und Varon. Muſikaliſche Leitung: Oskar Braun, Spielleitung: Leo-
pold Sachſe. Sonnabend „Hoffmanns Erzählungen“, Sonntag nach-
mittag Volksvorſtellung „Heimat“, Sonntag abend „Die verſunkene
Glocke“ (Oper von Zöllner).

Aus der Provinz.
An die Landwirte der Vrovinz Sachſen.

Die wichtigſte Aufgabe der Gegenwart iſt in den jetzigen erregten
Zeiten die Aufrechterhaltung einer geregelten Nahrungsmittelverſor-
gung. Vertreter des Magdeburger Arbeiter und Soldatenrates haben
den Willen bekundet, an derſelben mitzuwirken und für Aufrechterhal-
tung von Ruhe und Ordnung einzutreten.

Landwirte, mildert die Not und Gefahr des Vaterlandes durch
verdoppelte Anſtrengungen in der ſchleunigen und reſtloſen Erfüllung
aller Lieferpflichten.

Weiſet dem Schleichhandel die Tür!
Der Oberpräſident. Der Präſident der Landwirtſchaftskammer.

gez. von der Schulenburg. gez. Graf von der Schulenburg.

Melſeburg. Geflügel- und Kaninchendiebe. Ver-
gangene Nacht wurden aus dem Grundſtück der ſtädtiſchen Gasanſtalt
8 Enten, 5 Gänſe, ſowie 3 Truthühner und an drei verſchiedenen ande-
ren Stellen mittels Einbruchs 16 Kaninchen geſtohlen.

Hettſtedt. Unfall mit tödlichem Ausgang ereignete
ſich an der gewerkſchaftlichen Bahn. Die als Bremſerin beſchäftigte
18 jährige Eliſe Biſchoff von hier iſt anſcheinend während des
Rangierens vom Bremsbock gefallen; ſie blieb mit den Kleidern
hängen und wurde ſo mitgeſchleift und herumgeworfen, daß ſie
ſchwere Verletzungen erlitt. An deren Folgen iſt ſie geſtorben.

Bitterfeld. Aus den Verluſtliſten. Die preußiſche Ver-
luſtliſte Nr. 1288 enthält aus dem Kreiſe Bitterfeld und deſſen Um-
gebung folgende Namen: Gefreiter Paul Deutrich aus Zſchepplin,vermißt. Hermann Elias aus Brehna, leicht verwundet. Paul
Hieronymus aus Roitzſchjora, aus der Gefangenſchaft zurück. Leut-
nant d. Reſ. Hermann Hotze aus Delitzſch, vermißt. Boleslaw
Jackowſki aus Holzweißig, vermißt. Franz Jungmann aus Jeßnitz,
vermißt. Franz Mehlgarten aus Stetzſch, aus der Gefangenſchaft
zurück. Richard Mühlpfordt aus Bitterfeld, gefallen. Otto Quilitzſch
aus Greppin, vermißt. Otto Reißaus aus Kl.-Croſtitz, verwundet.
Karl Richter aus Roitzſch, vermißt. Hermann Schmieber aus
Deutſche Grube bei Bitterfeld, geſtorben an ſeinen Wunden. Kurt
Schneider aus Friedersdorf, leicht verwundet b. d. Tr. Gefreiter
Max Sparfeld aus Düben, vermißt. Gefreiter Paul Stoye aus
Stumsdorf, vermißt. Franz Vogel aus Zörbig, aus der Gefangen-
ſchaft zurück. Unteroffizier Erich Wertier aus Delitzſch, vermißzt.
Otto Witte aus Bobbau, vermißt. Leutnant d. Reſ. Adolf Zirkel
aus Jeßnitz, gefallen. Aus der ſächſiſchen Verluſtliſte
Nr. 551: Gefreiter Oskar Hentzſchel aus Bitterfeld (bisher vermißt)
in Gefangenſchaft.

Bitterfeld. Aus den Verluſtliſten. Die preußiſchen Ver
r. 1290 und 1291 enthalten aus dem Kreiſe Bitterfeld und

Wnienberg. um Schwerneditesſtayl. Zu dem Viebvſram
der Schweine des Uhrmachers Kühle aus dem Grundſtück Coswiger
Straße 23 wird noch n berichtet: Bei der Tat ſelbſt ſind, wie
nach den aufgefundenen Fußſpuren erſichtlich, mindeſtens drei Perſonen
mit nägelbeſchlagenen Stiefeln beteiligt geweſen. Dieſelben haben ſich
dadurch Eingang in den Stall verſchafft, daß ſie das Dach h
und die Tür von innen erbrachen. Während die Diebe das größere,
etwa 1 Zentner ſchwere Schwein im Stalle abſchlachteten und fach
männiſch ausweideten und die Eingeweide zurückließen, ſcheinen ſie das
kleine, etwa Zentner ſchwere nur betäubt zu haben. Zur Fortſchaf
fung des Fleiſches haben ſich die Diebe eines auf dem Hofe ſtehenden
dem r Galle gehörigen Handwagens bedient. Mit dieſem ſind die
Diebe früh gegen 355 Uhr von dem Hof gefahren und konnte durch den
herbeigerufenen Kreispolizeihund deſſen Spur bis in die Nähe des Krie
gerdenkmals verfolgt werden, wo ſie verloren ging. Jedenfalls durfte
die Auffindung des Wagens, ein etwa 2——3 Zentner tragender braun
geſtrichener Kaſtenwagen, an deſſen rechter Seite zwei Sproſſen aus
gebrochen waren, die aber durch aus rohen Kiſtenbrettern hergeſtellte
und von außen angeſchraubte Leiſten erſetzt waren, und an deſſen rech
tem Hinterrad das Holz aus dem Umfaſſungsreifen herausgetreten iſt
zur Ermittlung der Diebe weſentlich beitragen.

Eisleben. Kind verbrannt. Am 9. d. M. wurde der zwei
Jahre alte Knabe Helmut F. in der auf dem Grünwege belegenen Woh-
nung ſeiner Mutter verbrannt bzw. erſtickt aufgefunden. Der Knabe
hat ſich wahrſcheinlich in Abweſenheit ſeiner Mutter am Ofen zu ſchaf
fen gemacht, wodurch ſeine Kleider in Brand geraten ſind. Einem
Anwohner der Lindenſtraße wurde kürzlich eine Gans und eine Ente
geſtohlen.

Gewerkſchaftliches.
An die Beamlen, Angeſtelllen und Bureauhilfskräfte in Belrieben
und Verwalkungen von Reich, Skgal, Kreis und Gemeinde, Berufs
genoſſenſchaften, Krankenkaſſen, Reichs- und Landesverſicherungs

anſtalten.

Kolleginnen und Kollegen!
Die gewaltige politiſche Umwälzung in Deutſchland hat auch die

Feſſeln der Angeſtellten geſprengt. Der Weg zur freien Entwicklung
Eurer Kräſte, zur ungehinderten Anteilnahme an allen politiſchen, wirt
ſchaftlichen und ſozialen Errungenſchaften des ganzen Volkes liegt offen
vor Euch. Die Notwendigkeit, im Volksintereſſe jetzt den geſamten
öffentlichen Verwaltungsapparat ungeſtört in ng zu halten, wird
auch Euch eine gerechtere Würdigung Eurer Arbeit ſichern als bisher.
Unbedingt notwendig iſt aber, daß jeder mit derſelben, ja mit größerer
Hingebung ſeine Pflicht tut, getragen von dem Gedanken, dem geſam-
ten Volke und damit auch ſich ſelbſt zu We

Bei der Neuordnung der Dinge in unſerem Vaterlande muß aber
auch unſere Stimme gehört werden. Die Buregauangſteſlten aller
Gruppen müſſen an der Seite der übrigen Kreiſe des arbeitenden Vol
kes auch ihr Intereſſe wahren. Große und wichtige Aufgaben treten
dabei an die Gewerkſchaft der männlichen und weiblichen Bureauange-
ſtellten heran. Schließt Euch um ſo feſter zuſammen!

Berlin, Dirckſenſtr. 4.
Verband der Bureauangeſtellten.

J. A.: Giebel, Verbandsvorſitzender.

Neue DTeuerungszulagen im Deutſchen
Malergewerbe.

Am 9. d. M. verſammelten ſich die Vertreter der Verbände des
Malergewerbes im Reichsarbeitsamte, um über die Feſtſetzung einer
weiteren Teuerungszulage zu beraten. Es wurde dabei vereinbart, daß
den Gehilfen vom 1. Dezember ab allgemein 15 Pf. und vom 15. Fe-
bruar 1919 ab in Städten oder Lohngebieten mit mehr als Hundert
tauſend Einwohnern weitere 15 Pf., in allen übrigen Orten 10 Pf. ſür
jede geleiſtete Arbeitsſtunde gewährt werden. Dieſe Sätze können durch
Vereinbarung der örtlichen Verbände unter beſonderer Berückſichtigung
der wirtſchaftlichen Verhältniſſe erhöht oder ermäßigt werden. Bis
zum Zuſtandekommen einer derartigen Vereinbarung gelten die zen
tralen Abreden. Sollte die Entwicklung der wirtſchaftlichen Verhält
niſſe nach dem 1. April 1919 die Gewährung einer neuen Teuerungs
zulage erforderlich eſcheinen laſſen, ſo kann das Reichsarbeitsamt auf
Antrag eines der beteiligten Verbände Verhandlungen darüber herbei-
führen. Auf die vom I. Dezember an zu zahlende Teuerungszulage
von 15 Pf. werden bereits bewilligte Sonderzulagen inſoweit ange
rechnet, als ſie vor dem 1. September vereinbart worden ſind. Gleich-
zeitig wird der beſtehende Reichstarifvertrog nebſt allen ergänzenden
allgemeinen und örtlichen Vereinbarungen bis zum 15. Februar 1920
verlängert. Die Parteien ſollen ſich bis zum 25. November über die
Annahme des Verhandlungsergebniſſes erklären. Wird ihm, wie an
genommen werden kann, beiderſeits zugeſtimmt, ſo tritt damit im
Malergewerbe die vierte allgemeine Teuerungszulage während des
Krieges in Kraft.

Eine Vorſtändekonferenz der Gewerkſchaften.
Eine neue Vorſtändekonferenz der Gewerkſchaften beruft die Gene

ralkommiſſion auf Donnerstag, den 14. November, ein. Sie ſoll vor
allem über die Mitarbeit der Gewerkſchaften an der Demobiliſation ent
ſcheiden.

Zwiſchen Himmel und Erde.
47 Roman von Otto Ludwig.

Der alte Herr Nettenmair war nun vollſtändig da-
von überzeugt, auch Apollonius müſſe einen Zuſammen-
hang ahnen, wenn nicht mehr als nur ahnen; und habe durch
die Antwort an Valentin ihn den Augen des alten Geſellen
entziehen wollen. Er ſah, daß Apollonius in ſeinem, des
alten Herrn Geiſte verfuhr. Von dieſer Seite war alſo nichts
zu fürchten. Aber es konnten Umſtände im Spiele ſein, die
trotz Apollonius' Vorſicht eine Entdeckung herbeizuführen
drohien. Er ließ ſeine Zurückhaltung, ſo ſchwer dies ihm fiel,
diesmal beiſeite, und auf wiederholte Fragen mußte Apol-
lonins ſagen, was er wußte. Es war Folgendes: den erſten
Tag hatte Apollonius in Brambach nur die Leiter gebraucht.
Der Geſelle war in dem Wirtshaus geweſen, als er ankam.
Denſelben Abend noch hatte er ihn über den Hof ſchleichen
ſehen. Am andern Morgen fehlte das Seil. Er hatte ſogleich
Verdacht auf den Geſellen, aber nach ſeiner gewiſſenhaften
Weiſe zögerte er, ihn auszuſprechen. Auf dem Heimwege,
vor dem Tor der Stadt, erfuhr er das Unglück, das ihm ge
troffen, zugleich, daß der Geſell bei keinem Meiſter geſtanden,
ſondern auf eigene Hand die kleine Reparatur an dem Schie-
erdache in Tambach unternommen habe. Ein Stück des von

ihm hinterlaſſenen Handwerkszeugs, ein Zimmerbeil, war
ſchon von dem rechtmäßigen Beſitzer beanſprucht worden. Bald
darauf machte die Warnung Chriſtianens ihn gewiß, das
Seil durch deſſen Zerreißen der Geſell verungliückt, wäre das
ſeine. Wie die Sache nun ſtand, durfte er ſich natürlich nicht
z dem Eigentumsrecht daran bekennen: er mußte ſeiner Ehr
ichkeit fogar den Zwang antun, durch Erdichtungen fremder

Vermutungen der Wahrheit zuvorzukommen.
Der alte Herr gebot dem Sohne, weiter zu leſen. Apol-

lonius tat es, aber im Geiſte waren beide wiederum bei
andern Dingen. Apollonius wollte ſich zwingen. Es war
ſeiner ſonſtigen Art geradezu entgegen, nicht mit ganzer Seele
bei der Sache zu ſein, die er trieb. Es gelang ihm nichi.
So griff fremde Zerrüttung auch in dieſe gleichgewichtige,
wohlgeordnete Seele herüber. Endlich kam Valentin er
hielt das Reiſegeld für Fritz Nettenmair und die Anweiſung
an den Hamburger Freund und die Weiſung das Fepäck des
Reiſenden nach dem Poſthofe zu tragen, und etwaigen Auf

trages harrend, in ſeiner Nähe zu bleiben, bis er abgefahren
ſei. Eine Stunde ſpäter kam er zurück und hatte den Be
fehl vollzogen. Er erzählte, Fritz Nettenmair freue ſich auf
das neue Leben in Amerika. Sie ſollten ſich wundern über
ihn, wenn ſie ihn wiederſähen. Er konnte kaum die Zeit er-
warten. Der alte Herr richtete ſich innerlich hoch auf; er meinte
grimmig: Apollonius könne vor Schlaf in den Augen nicht
mehr leſen und ſchickte ihn ins Bett. Das begonnene Werk
fortzuſetzen, müſſe ſich ein andermal Zeit finden.

17.

Und Fritz Nettenmair? Wie war ihm zu Mut in dieſer
Nacht? Als er ruhelos wie ein gequälter Geiſt, bald hände-
ringend, bald fäuſteballend den Gang vom Hauſe nach dem
Schuppen und wieder vom Schuppen nach dem Hauſe ſchlich?
Bald ſchrak er vor einem fallenden Blatt zuſammen, bald
wünſchte er, das Haus ſtürzte über ihn und begrübe ihn. So
oft er den Weg durch den Gang zurücklegte, ſo oft bäumte
ich ſeine Seele im wildeſten Trotz empor und ſank wiederum
in die hingebenſte Hilfloſigkeit zurück. Er war entſchloſſen zu
gehen und ſie dem Gehaßten zu überlaſſen? Daß ſie ihn
höhnten? Sie hatten ihn ja ſo weit gebracht, um ihn los
zu werden; dann war ihr einziger Wunſch erfüllt. Nein! er
wollte bleiben! er mußte bleiben! und dann faßten ihn
wieder die Gerichte denn der im blauen Rocke hielt ſein
Wort und ſchloſſen ihn mit Ketten feſt, und dann
wars dasſelbe. Sie hatten wieder ihren Zweck erreicht.
Fritz Nettenmair bewegte heftig die Arme vor ſich hin, als
rüttelte er ſchon an den Gittern des Kerkerfenſters und atmete
ſo mühſam, als erſtickte ihn ſchon der Dunſt der feuchten
Wände. Dann überfiel ihn in plötzlicher Abſpannung das
ganze Bewußtſein ſeines grenzenloſen Elendes, der Jammer
gänzlicher Verlaſſenheit. Goldene Bilder ſtiegen auf: die ver
lorene Seligkeit marterte ihn mehr, als die gewonnene Ver-
dammnis. Da hüpfte er als ſchuldloſes Kind den Gang hin,
den entlang er jetzt die Laſt ſeines Elends ſchleppte: da waren
Menſchen, die ihn liebten. Wie klang der Mutter Stimme,
die ihn rief, ſo ſüß! Und jetzt liebte ihn niemand mehr.
Die fremden Menſchen verachteten ihn; die ihn lieben ſollten,
ſchauderten vor ihm. O nur ein einzig Herz, dem ſein Schei-
den weh läte, und er ginge und würde ein anderer Menſch!
Jetzt ſieht er jeden freundlichen Blicl, den er in der Verblendung ſeiner Leidenſchaft nicht beachtet. Das Lächeln um die

angſtzuckenden Lippen des kleinen Aennchens ſteigt vor ihm
auf; jetzt erkennt er die unermüdliche Liebe, die er zurückſtieß,
die immer wieder kam, ſo oft er ſie zurückſtieß, bis er ihr Ge-
fäß zerbrach; jetzt, wo ſie ihn retten könnte, wär ſie nicht tot
durch ſeine Schuld; jetzt ergreift ihn das Mitleid mit dem
Kinde mit ſo ſchmerzlicher Gewalt, daß er ſein eigen Elend
darüber vergäße, wärs nicht ein Teil davon. Das Aennchen
iſt tot, aber er hat noch Kinder; ſie müſſen ihn lieben, fie
ſind ja ſein. Sein Herz ſchreit nach einem Liebeswort. Seine
Arme öffnen ſich krampfhaft, etwas, was ſein iſt, an ſein
Herz zu preſſen, damit er weiß, er iſt nicht verloren: und
verloren iſt keiner, der noch einen Menſchen hat auf der Welt.
Mit erneuten Kräften eilt er den Gang, den Hausflur hin-
durch, durch Stuben- und Kammertür. Ein Nachtlicht, vom
Schirm bedeckt, gibt dem Vater Schein genug, ſeine Kinder
zu ſehen. An dem nächſten kleinen Bette ſinkt er in die Knie.
Ein längſt verlernter Laut flüſtert durch ſeine Lippen, und
wie ihn dieſe Lippen nie flüſtern gekonnt. „Fritz!“ Er will
die Kinder nur einmal an ſein Herz drücken, ihre Liebe ſehen
und gehen. Gehen und ein anderer Menſch werden, ein
beſſerer, ein glücklicherer! Der Kleine erwacht: er meint, die
Mutter hat ihn gerufen. Lächelnd öffnet er die Augen und

erſchrickt. Vor dem Mann an ſeinem Bette fürchtet er
ſich. Er iſt ein fremder Mann. Ein ſchlimmerer Mann, als
ein fremder als fremd. Es iſt der Mann, der das Kind ſo oft
zornig angeblickt, der Mann, vor dem die Mutter es in die
Kammer ſchloß, weil es nicht ſehen ſollte, was der Mann ihr
tat. Und dann ſtand es zitternd und horchte an der Tür, dann
ballten ſich die kleinen Händchen im ohnmächtigen Zorn. Er
hat ja das Kind ihn haſſen gelehrt, nicht ihn lieben.

Fritz,“ ſagte der Vater voll Angſt, „ich gehe fort; ich
komme nicht wieder. Aber iſth ſchicke dir ſchöne Aepfel und
Bilderbücher und denke jeden Augenblick tauſendmal an dich.“

„Jch will nichts von dir,“ ſagte der Knabe furchtſam
trotzig. „Onkel Lonius gibt mir Aepfel; ich mag deine nicht.“

„Haſt auch du mich nicht lieb?“ ſagt der Vater mit hrechen
der Stimme am zweiten Bettchen.

Der kleine Georg flieht zum Bruder in deſſen Bett. Dort
halten ſich die Kinder in Angſt umſchlungen. Dennoch iſt er
trotig und ſo viel Widerwillen, als ein Kinderauge faſſen
kann, blickt aus dem ſeinen. „Die Mutter hab ich lieb, den
Onkel Lonius hab ich lieb,“ ſagte das Kind; dich mag ich
nicht. Laßt uns gehen, ich ſag s dem Onkel Lonins!“

Fortſetzung folgt.)
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Der Wortlaut der
Waffenſtillſtandsbedingungen.
Die Waffenſtillſtandsbedingungen, die wir bisher erſt im Auszuge

wiiteilen konnten, liegen jetzt im Sie lauten:

A. Auf der Weſtfront.
I. Einſtellung der Feindſellgkeit zu Lande und in der Luft 6 Stun-

den nach Unterzeichnung des ffenſtillſtandes.
2. Sofortige Räumung der beſetzten Gebiete (Belgien, Frankreich,

ElſaßLothringen und Luxemburg). Sie iſt ſo zu regeln, daß ſie in
einem Zeitraum von 14 Tagen nach Unterzeichnung des Waffenſtill-
ſtandes durchgeführt iſt. Die deutſchen Truppen, welche die erwähn-
ten Gebiete in dem feſtgeſetzten Zeitraum nicht geräumt haben, werden
zu Kriegsgefangenen gemacht. Die geſamie Beſetzung dieſer Gebiete
durch die Truppen der Verbündeten und der Vereinigten Staaten wird
den Fortſchritten der Räumung folgen.

3. Alle Einwohner der oben aufgezählten Länder (einſchließlich
die Geiſeln, die im Anklagezuſtand Befindlichen und bereits Verurteil-
ten) werden in ihre Heimat zurückgeführt. Dieſe Rückführung beginnt
ſofort und muß in einem Zeitraume von 14 Tagen beendet ſein.

4. Die Deutſchen überlaſſen folgendes Kriegsmalerigk in gutem
ſtand: 5000 Kanonen (davon 2500 ſchwere und 2500 Feldgeſchütze),
000 Maſchinengewehre, 3000 Minenwerfer, 2000 Jagd- und Bom-

benabwurfflugzeuge. In erſter Linie alle Apparate D.7 und alle für
nächtlichen Bombenabwurf beſtimmten Flugzeuge.

5. Räumung des linken Rheinufers durch die deutſchen Armeen.
Das linke Rheinufer wird durch die örtlichen Behörden unter Aufſicht
der Beſetzungstruppen der Verbündeten und der Vereinigten Staaten
verwaltet. ie Truppen der Verbündeten und Vereinigten Staaten
werden die Beſetzung dieſer Gebiete ſichern, indem ſie die hauplſäch-
lichſten Rheinübergänge (Mainz, Koblenz, Köln) inbegriffen je eines
Brückenkopfes von 30 Kilometern Durchmeſſer auf dem rechten Ufer
und außerdem die ſtrategiſchen Punkte des Gebietes beſetzen. Auf dem
rechten Rheinufer wird eine neutrale Zone geſchaffen; ſie verläuft zwi
e dem Fluß und einer öſtlich dieſes Fluſſes gezogenen Linie. Dieſe

nie verläuft von der holländiſchen Grenze bis zur Parallele von
Gernsheim 40 Kilometer, von da an bis zur Schweizer Grenze nur
30 Kilometer öſtlich des Fluſſes.

Die Räumung dieſer rheiniſchen Gebiete (auf dem linken und rech-
ten Ufer) wird ſo geregelt, daß ſie in einem Zeitraum von weiteren
11 Tagen durchgeführt iſt, alſo im ganzen in 25 Tagen nach Unter
zeichnung des Waffenſtillſtandes. Jn allen vom Feinde geräumten Ge-
ieten iſt die Fortführung von Einwohnern unterſagt. Dem Eigen-

tum der Einwohner darf kein Schaden oder Nachteil zugefügt werden.
n irgendwelcher Art werden nicht ausgeführt. Militäriſche

inrichtungen jeder Art werden in unverfehrkem Zuſtande ausgeliefert,
edenſo alle militäriſchen Vorräte, Lebensmittel, Munition, Ausrüſtungs-
ſtücke, die nicht in dem für die Räumung feſtgeſetzten Zeitraum haben
mitgeführt werden können. Alle für die Fivilbevölkerung beſtimmten
Lebensmittelvorräte jeder Art (Vieh uſw.) müſſen an Ort und Stelle
belaſſen werden. Jnduſtrielle Anlagen dürfen keine Schädigung er-
leiden, ihr Perſonal darf nicht gewechſelt werden.

7. Die BVerkehrswege und mikiel jeder Art, Eiſenbahnen, Schiff
fahrtswege, Straßen, Brücken, Telegraphen- und Telephonleitungen
dürfen keinerlei Beſchädigungen erleiden, das ſämtliche zivile und mili
täriſche Perſonal, das augenblicklich an ihnen verwendet wird, iſt dort
zu belaſſen.

In dem für die Räumung Belgiens und Luxemburgs feſtgeſetzten
Zeitraum ſind den verbündeten Mächten auszuliefern: 5000 gebrau
fertige Lokomoliven, 150 000 Eiſenbahnwagen, 10 000 Laſtkraftwagen,

ortlaut vor.

e in Zuſtand, ſowie mit allen Reſerveſtücken und
nötigen G rät ausgeſtattet.

Die -lothri Bahnen mit ſämtlichem organiſch zu ihnen
e erſonal und Material ſind in demſelben traum aus
zuliefern.

ußerdem iſt das für den Eiſenbahnverkehr auf dem linken Rhein
ufer notwendige Material an Ort und Stelle zu belaſſen.

Sämtliche Vorräte an Kohlen und Betriebsmaterial, Schienen,
Signalgeräte, Ateliermaterial, ſind an Ort und Stelle zu laſſen und
während der ganzen Dauer des Waffenſtillſtandes von Deutſchland voll
sah und in gutem Zuſtande zu unkerhalten.

ämtliche den Verbündeten abgenommenen Laſtkähne ſind ihnen
m

9. Das Requiſitionsrecht wird von den Armeen der Verbündeten
dern Vereinigten Staaten auf allen von ihnen beſetzten Gebieten
ausgeübt.

Der Unlerhall der Beſatzungslruppen der rheiniſchen Gebiete (mit
Da ne Elſaß-Lothringens) erfolgt guf Koſten der deutſchen Re

erung.8 10. Sämmtliche Kri augenen der Verbündeten und der Ver-

einigten Staaten, einſchließlich die in Anklagezuſtand Befindlichen und
Verurteilten, ſind ohne Recht auf Gegenſeitigkeit in ihre Heimal zu de
fördern. Die Einzelbeſtimmungen werden noch getroffen. Die ver-
bündeten Mächte und die Vereinigten Staaten ſollen das Recht haben,
nach Gutdünken über ſie zu verfügen.

B. Beſtimmungen hinſichtlich der deutſchen
Oſtgrenzen.

12. Sämmtliche deutſche Truppen, welche ſich augenblicklich auf dem
vor dem t zu Oeſterreich, Rußland, Rumänien und der Türkei
gehörigen Gebiete befinden, müſſen hinter die deutſchen Grenzen zurück
gehen, wie ſie am 1. Auguſt 1914 waren.

13. Die Abbeförderung der deutſchen Truppen und die Rückberufung
ſämtlicher deutſchen Jnſtrukteure, Gefangenen, Ziwil- und Militäragen
ten vom ruſſiſchen Gebiet (nach den Grenzen vom 1. Auguſt 1914) iſt
ſofori einzuleiten. Sämtliche Requiſitionen und Beſchlagnahmungen
von Gegenſtänden, die nach Deutſchland überführt werden ſollen durch
die deutſchen Truppen, haben in Rumänien und Rußland (innerhalb
ihrer Grenze vom 1. Auguſt 1914) von nun an ſofort zu unterbleiben.

15. Verzicht auf die Friedensvertäge von Bukareſt und Breſt-
Litowſk ſowie auf r ZJuſchverkräge.

16. Die Verbü ſollen freien Jugang zu den von den Deut
ſchen an ihren Oſtgrenzen geräumten Gebieten ſowohl über Danzig wie
auch über die Weichſel haben, um die Bevölkerungen dieſer Gebiete ver
pflegen zu können oder auch für jeden anderen Zweck. 9

C. Jn Oſtafrika.
17. Bedingungsloſe Uebergabe aller deutſchen Kräfte, welche in

Oſtafrika operieren, innerhalb eines Monats.

D. Allgemeine Beſtimmungen.
18. Alle Firilinkernierten (einbegriffen die Geiſeln, die in Anklage-

zuſtand Befindlichen oder Verurteilten), welche den Verbündeten oder
verbundenen Mächten angehören und nicht im Artikel 3 aufgeführt ſind,
ſind ohne Recht auf Gegenſeiligkeit in einem Höchſtzeitraum von 1 Mo
nat in ihre Heimat zu befördern. Ausführungsbeſtimmungen bleiben
noch feſtzuſetzen.

19. Finanzielle Beſtimmungen: Spätere Anſprüche und Forde
chs rungen jeder Art von ſeiten der Verbündeten und der Vereinigten

Staaten werden vorbehalten.

e een r n neen, welche den Verbündeten als Pfänder für die Dechung der Kriegs
dienen könnten.

ZFurückerſtaktung des Kaſſenbeſtandes der Banque Natio
nale de Belgique und ſofortige Zurückerſtattung ſämtlicher Dokumente
und e (mobiliarer und fiduziariſcher mit dem Ausgabe-
material), welche dem öffentlichen Jntereſſe dienen und in den beſetzten
Gebieten eingezogen worden ſind. Rückerſtalkung des ruſſiſchen und
rumäniſchen Goldes, welches von den Deutſchen beſchlagnahmt oder
ihnen ausgeliefert worden T Dieſes Gold wird von den Verbündeten
bis zur Unt?rzeichnung des Friedens in Verwahrung genommen werden.

(Wegen Raummangels mußte die Fortſetzung der Waffenſtill
ſtandsbedingungen bis morgen zurückgeſtellt werden. Red.)

Lehte Lokal- und Provinznachrichten.

Halle, 14. November 1918.
Wichtig für Arbeiter und Angeſtellte iſt folgende Erklärung

des Arbeiter und Soldatenrats:
Halle a. S., 13. November 1918.

Der Arbeiter und Soldatenrat erklärt die Regelung aller
Fragen, die das Arbeitsverhältnis betreffen, als eine Aufgabe,
die zwiſchen den Arbeitgeberverbänden und den Gewerkſchaften
zu erledigen iſt. Er iſt bereit, im Bedarfsfalle auf Anruf zu
vermitteln und eventuell eine Entſcheidung zu fällen.

Soldaten und Arbeiterrat
Grunow. Kilian.

Arbeiter und Angeſtellte müſſen ihre Wünſche den zuſtändigen
Gewerkſchaften unterbreiten, ſofern ſie dazu eine Regelung erwarten.

g.

Städtiſcher Nahrungsmittelverkauf.
Quark. Freitag auf Abſchnitt 4 des Einkaufsſcheins über Mol-

kereierzeugniſſe in den folgenden Stellen: John, GroßeGojenſtraße 17, Raſt, Schillerſtraße 17 und in der Verkaufs
ſtelle der Riemberger Molkerei, Lindenſtr. 52 (2-6 Uhr).
Zugelaſſen ſind nur diejenigen, welche bei den Vorgenann-
ten zur Kundenliſte angemeldet ſind. Jede Perſon i Pfd.
für 55 Pfennig.

Freitag, nur nachmittags von 2--6 Uhr: Nr. 28 001 bis29200. Kede Perſon 55 g für 20 Pf. in der Talamtſchule.

Freitag, vormittags von 8--12 Uhr: Nr. 60 001--63 500,
nachmittags von 2—6 Uhr: Nr. 63 501-—67 000 der Lebens-
mittelſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon ein Ei für
42 Pf. Die Eier ſind nicht zum Kochen in der Schale.

Rinderfett. vormittags von 8--12 Uhr: Nr. 47 501 bis
4538500, nachmittags von 2--6 Uhr: 48 501--49 500 der Lebens
mittelſcheine. Jede Perſon 55 g für 25 Pf. in der Tal-
amtſchule. Gefäße ſind mitzubringen.

Morgentrank. Freitag, auf Marke 241 des Warenbezugsſcheins 18
je Pjd. zum Preiſe von 90 Pf. für das Pfund. Verkauf
in an diejenigen, welche in die Kundenliſten eingetragen
ind.

Käſe.

Eier.

G

Bekanntmachung.
Zur Sicherung der Kartoffelverſorgung!

Um die wöchentliche Verſorgung der Bevölkerung mit Kar-
toffeln zu ſichern, wird hiermit nochmals angeordnet, daß die
Haushalte, welche bereits einen Wintervorrat an Kartoffeln durch
die Stadt oder durch Landwirte empfangen haben, mit dem Ver-
brauch dieſer Kartoffeln ſofort zu beginnen haben. Dieſe Haus-
halte haben ihre Kartoffelkarten in den auf den Brotmarkenſtellen
zu empfangenden amtlichen Briefumſchlägen ſofort bei der Kar-
toffelkartothek des Stadternährungsamtes, Marktplatz 22, I, abzu-
geben.

Diejenigen Haushalte, die Kartoffeln bei einem Landwirt be
ſtellt haben, ſolche aber von dieſem noch nicht erhalten konnten,
müſſen ſich ſofort um die Lieferung bemühen, da die noch nicht be
lieferten Bezugsſcheine vorausſichtlich in Kürze für ungültig er-
klärt werden.

Halle, den 14. November 1918. Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 86. Juli 1917

(Regierungs-Amtsblatt 1917, Stück 29, Nr. 454) wird hierdurch
veröffentlicht, daß nach Mitteilung des Herrn Kurators der ver-
einigten Friedrichs- Univerſität Halle- Wittenberg wegen der zu-
nehmenden Teuerung der ſeit dem 1. Juli v. J. bei den Univerſi-
tätskliniken zur Erhebung kommende Teuerungszuſchlag zu den
geltenden Sätzen für Kur und Verpflegung ſoweit dieſe nicht
vertraglich feſtgelegt ſind vom 15. Oktober d. J. an von 0.50 M.
auf 1 M. für den Kopf und Tag erhöht worden.

Merſeburg, den 12. Oktober 1918.
Der Regierungspräſident.

Bekanntmachung.
Wie bereits früher bekannt gegeben worden iſt, werden im Jnter-

eſſe der Schonung unſerer Viehbeſtände für die Zeit vom 18. Novem

ber d. J. bis 12. Januar 1919 weitere 3 fleiſchloſe Wochen eingeführt
und zwar vom 18. bis 24. November, 15. bis 22. Dezember und 6. bis
12. Januar 1919.

In den fleiſchloſen Wochen werden die Fleiſcherläden für den
Fleiſchverkauf nicht geöffnet. d für Kranke auf Zuſatzkarten gewähr-
ten beſonderen Fleiſchzulagen ſind für die fleiſchloſen Wochen in den
jeweils vorhergehenden Wochen zu entnehmen.

Die beſonderen Zulagen für Schwerarbeiter, Schwerſtarbeiter, ſo
wie die unker Tage arbeitenden Bergleute werden wie bisher auch in
den fleiſchloſen Wochen ausgegeben.

Die auf die fleiſchloſen Wochen lautenden Fleiſchmarken ſind un
gültig für den Fleiſchbezug und dürfen von den Fleiſchern nicht abge
trennt werden.

77 Erſatz für das in der Woche vom 18. bis 24. November weg
fallende Fleiſch wird Mehl gegeben. Darüber hinaus wird die Stadt
wieder ein Ei auf den Kopf der Bevölkerung abgeben.

Sangerhausen und Schweinitz umfaßt und der

dem Arbeiter- und Soldatenrat ihre Mitarbeit
ihrer Zuständigkeit zur Verfügung.“

Die Handelskammer.
Dr. Steckner. Reiniecke.

C An usſrie, Hand ind Generte

An den Arbeiter- und Soldatenrat in Halle haben wir
heute auf Grund eines Beschlusses der in Halle ansässigen
Handelskammermitglieder folgendes Schreiben gerichtet:

„Die Handels kammer zu Halle, deren Bezirk den
Regierungsbezirk Merseburg mit Ausnahme der Kreise

liche Bestimmung ist, die gesamten Interessen der Handels-
und Gewerbetreibenden ihres Bezirks wahrzunehmen,
insbesondere die Behörden in der Förderung des Handels
und der Gewerbe durch tatsächliche Mitteilungen, Anträge
und Erstattung von Gutachten zu unterstützen, stellen

Dr. Pfahl.

Stadt Iheater

Freitag, 15. November:
Anfang 7,30 Uhr. Ende 11 Uhr

I

Oper von Heinrich Zöllner.
Sonnabend: Hoffmanns Er

zählungen.

Ihalta- heiter

IIIIIILIIIESonntag, 17. November
abends 7! Uhr

Johannisfeuer.
Schauſpiel von Sudermann.

Faſt neue echte

en gesetz-

innerhalb

Küchen, Schlafzimmer-Ein-
rich tungen, Nußb.Schränke,
Vertikos, Sofas, Matratzen
v Auswahl) empfiehlt

ölühst, eägere,

Zur Erinnerung
an den Reichstags Abgeordneten

Dr. Ludu. Frank.
Vierfarbendruck- Porträt 292 32 cm
groß auf Kunstdruckpapier, so lange
der Vorrat reicht, per Stück 1.50 M.
gegen Voreinsendung. Nachnahme

30 Pf. mehr.
Georg Menge, Berlin S 59

Hasenheide 90.

e

Arbeiter, adonniert auf die Volestimme!

[—„e

auf
Teilzahlung
N. j II h S 5 Ausstat etungs-Geschäft,

Halle a. S., Gr. Ulrichstr. 58, H., I. Etage.

Halle, 13. November 1918. Der Magiſtral.

wir ſuchen dringend [1694

Keparaturſchloſſer
und Arbeiter
bei hohem Lohn. Meldungen an

Elektrowerk Aktiengeſellſchaft.
Möbel aller Art Betriebsleitung Fſchornewitz,

Kreis Bitterfelòö.

Möbel

Kredit auch nach auswärts.

Empfehle mein großes
Lager in 3 Etagen in

J lin 7
schön Silgirimmer, Botistelen

m Katreg. Solos, Aleidersrönke

Wortos, Köctenmöbel aller r.

[1270

Tüchtige
Schachtmeiſter

mit größeren Kolonnen
für Kriegs- und Volkswirt-

schaftliche Baustellen
zum sofortigen Antritt gesucht.

Walter Weissig, an Zeit.

Arbeier, adonniert auf i Vohssfimnne

der

erhalt:
Untäti
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